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Amtliche  
Bekanntmachungen

Öffentliche Bekanntmachung 
einer Baugenehmigung gemäß 
Art. 66 Abs. 2 Satz 4 der Bayer. 
Bauordnung (BayBO)
Vorhaben: Errichtung eines Mehr-
familienhauses, Haus 2, mit 9 Wohn-
einheiten, 5 Garagen, 2 Carports und 
3 Stellplätzen.
Grundstück: Leupoldstraße, Ge-
markung Fürth, Flur-Nr. 1854/27.
Antragsteller und Bauherr: Ap-
part Wohnbau GmbH, Isaak-Loewi-
Straße 11, 90763 Fürth.
Baugenehmigung nach Art. 68 
BayBO
Wir haben Ihren Antrag geprüft und 
erteilen gemäß Art. 68 der Baye-
rischen Bauordnung (BayBO) die 
Baugenehmigung für oben genann-
tes Bauvorhaben.
Von den Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes Nr. 463 wird nach § 31 
Abs. 2 Baugesetzbuch gemäß den 
eingereichten Bauvorlagen Befrei-
ung hinsichtlich der Bebauung des 
Wohngebäudes teilweise außerhalb 
der festgelegten Baugrenze, der An-
zahl der Vollgeschosse (V statt max. 
IV Vollgeschosse) sowie der Ge-
schossflächenzahl (1,002 anstatt 
max. 1,0) erteilt.
Von den Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes Nr. 463 wird nach § 31 
Abs. 2 Baugesetzbuch in Verbindung 
mit § 7 der Fernwärmesatzung ge-
mäß den eingereichten Bauvorlagen 
eine (Teil-) Befreiung hinsichtlich 
der Errichtung eines Kamines in der 
Penthauswohnung zum möglichen 
Anschluss einer Festbrennstofffeu-
erstätte (Kaminofen) erteilt.
Begründung:
Die erteilten Befreiungen werden 
städtebaulich als vertretbar angese-
hen; der Bau- und Werksausschuss 
der STADT FÜRTH hat in seinem 
Beschluss am 6. Mai 2009 dem Vor-
haben zugestimmt. Der Befreiung 
von der Fernwärmesatzung konnte 
deshalb zugestimmt werden, da die 
Festbrennstofffeuerstätte nur gele-
gentlich genutzt wird. Es erfolgt da-
her auch nur eine Teilbefreiung, kei-

ne Gesamtbefreiung von der Fern-
wärmesatzung.
Die Realisierung des Vorhabens ver-
letzt bei objektiver Beurteilung we-
der das Gebot nachbarlicher Rück-
sichtsnahme, noch beeinträchtigt es 
das grundgesetzlich geschützte Ei-
gentumsrecht der Nachbarn, wenn 
die nachbarschützenden Vorschrif-
ten der BayBO eingehalten werden.
Die Baugenehmigung bedarf gemäß 
Art. 68 Abs. 2 Satz 2 BayBO dann 
keiner Begründung.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann inner-
halb eines Monats nach seiner Be-
kanntgabe Klage beim Bayer. Ver-
waltungsgericht Ansbach, Post-
anschrift: Postfach 6 16, 91511 
Ansbach, Hausanschrift: Promena-
de 24, 91522 Ansbach, schriftlich 
oder zur Niederschrift des Urkunds-
beamten der Geschäftsstelle dieses 
Gerichtes erhoben werden. Die Kla-
ge muss den Kläger, die Beklagte 
(STADT FÜRTH) und den Gegen-
stand des Klagebegehrens bezeich-
nen und soll einen bestimmten An-
trag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel sollen angegeben, der ange-
fochtene Bescheid soll in Urschrift 
oder in Abschrift beigefügt werden. 
Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen vier Abschriften für die üb-
rigen Beteiligten beigefügt werden.
Hinweis zum Klageverfahren
Eine Klage eines Dritten (Nachbar) 
gegen diesen Bescheid hat keine auf-
schiebende Wirkung (§ 212a Abs. 1 
Baugesetzbuch −BauGB−). Möglich 
ist ein Antrag zum Verwaltungsge-
richt Ansbach, die aufschiebende 
Wirkung der Klage wieder herzu-
stellen (§§ 80a i. V. m. 80 Abs. 5 Ver-
waltungsgerichtsordnung −VwGO).
Hinweis zur Rechtsbehelfsbeleh-
rung
Durch das Gesetz zur Änderung des 
Gesetzes zur Ausführung der Ver-
waltungsgerichtsordnung vom 21. 
Juni 2007 wurde das Widerspruchs-
verfahren im Bereich des öffentli-
chen Baurechts und des Denkmal-
schutzrechts abgeschafft. Es besteht 
keine Möglichkeit, gegen diesen Be-

scheid Widerspruch einzulegen. Die 
Klageerhebung in elektronischer 
Form (z. B. durch E-Mail) ist unzu-
lässig. Kraft Bundesrechts ist bei 
Rechtsschutzanträgen zum Verwal-
tungsgericht seit 1. Juli 2004 grund-
sätzlich ein Gebührenvorschuss zu 
entrichten.
Die Akten des Baugenehmigungs-
verfahrens können in der Bauauf-
sicht, Hirschenstraße 2, Zimmer 
133, eingesehen werden.

Öffentliche Bekanntmachung 
einer Baugenehmigung gemäß 
Art. 66 Abs. 2 Satz 4 der Bayer. 
Bauordnung (BayBO)
Vorhaben: Errichtung eines Mehr-
familienhauses, Haus 3, mit 9 Wohn-
einheiten, 7 Garagen und 3 Stellplät-
zen.
Grundstück: Leupoldstraße, Ge-
markung Fürth, Flur-Nr. 1854/28.
Antragsteller und Bauherr: Ap-
part Wohnbau GmbH, Isaak-Loewi-
Straße 11, 90763 Fürth.
Baugenehmigung nach Art. 68 
BayBO
Wir haben Ihren Antrag geprüft und 
erteilen gemäß Art. 68 der Baye-
rischen Bauordnung (BayBO) die 
Baugenehmigung für oben genann-
tes Bauvorhaben.
Von den Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes Nr. 463 wird nach § 31 
Abs. 2 Baugesetzbuch gemäß den 
eingereichten Bauvorlagen Befrei-
ung hinsichtlich der Bebauung des 
Wohngebäudes teilweise außerhalb 
der festgelegten Baugrenze, der An-
zahl der Vollgeschosse (V statt max. 
IV Vollgeschosse) sowie der Ge-
schossflächenzahl (1,012 anstatt 
max. 1,0) erteilt.
Von den Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes Nr. 463 wird nach § 31 
Abs. 2 Baugesetzbuch in Verbindung 
mit § 7 der Fernwärmesatzung ge-
mäß den eingereichten Bauvorlagen 
eine (Teil-) Befreiung hinsichtlich 
der Errichtung eines Kamines in der 
Penthauswohnung zum möglichen 
Anschluss einer Festbrennstofffeu-
erstätte (Kaminofen) erteilt.
Begründung:
Die erteilten Befreiungen werden 

städtebaulich als vertretbar angese-
hen; der Bau- und Werkausschuss 
der STADT FÜRTH hat in seinem 
Beschluss am 6. Mai 2009 dem Vor-
haben zugestimmt. Der Befreiung 
von der Fernwärmesatzung konnte 
deshalb zugestimmt werden, da die 
Festbrennstofffeuerstätte nur gele-
gentlich genutzt wird. Es erfolgt da-
her auch nur eine Teilbefreiung, kei-
ne Gesamtbefreiung von der Fern-
wärmesatzung.
Die Realisierung des Vorhabens ver-
letzt bei objektiver Beurteilung we-
der das Gebot nachbarlicher Rück-
sichtsnahme, noch beeinträchtigt es 
das grundgesetzlich geschützte Ei-
gentumsrecht der Nachbarn, wenn 
die nachbarschützenden Vorschrif-
ten der BayBO eingehalten werden.
Die Baugenehmigung bedarf gemäß 
Art. 68 Abs. 2 Satz 2 BayBO dann 
keiner Begründung.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann inner-
halb eines Monats nach seiner Be-
kanntgabe Klage beim Bayer. Ver-
waltungsgericht Ansbach, Post-
anschrift: Postfach 6 16, 91511 
Ansbach, Hausanschrift: Promena-
de 24, 91522 Ansbach, schriftlich 
oder zur Niederschrift des Urkunds-
beamten der Geschäftsstelle dieses 
Gerichtes erhoben werden. Die Kla-
ge muss den Kläger, die Beklagte 
(STADT FÜRTH) und den Gegen-
stand des Klagebegehrens bezeich-
nen und soll einen bestimmten An-
trag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel sollen angegeben, der ange-
fochtene Bescheid soll in Urschrift 
oder in Abschrift beigefügt werden. 
Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen vier Abschriften für die üb-
rigen Beteiligten beigefügt werden.
Hinweis zum Klageverfahren
Eine Klage eines Dritten (Nachbar) 
gegen diesen Bescheid hat keine auf-
schiebende Wirkung (§ 212a Abs. 1 
Baugesetzbuch –BauGB–). Möglich 
ist ein Antrag zum Verwaltungs-
gericht Ansbach, die aufschieben-
de Wirkung der Klage wieder her-
zustellen (§§ 80a i. V. m. 80 Abs. 5 
Verwaltungsgerichtsordnung –Vw-
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GO–).
Hinweis zur Rechtsbehelfsbeleh-
rung
Durch das Gesetz zur Änderung des 
Gesetzes zur Ausführung der Ver-
waltungsgerichtsordnung vom 21. 
Juni 2007 wurde das Widerspruchs-
verfahren im Bereich des öffentli-
chen Baurechts und des Denkmal-
schutzrechts abgeschafft. Es besteht 
keine Möglichkeit, gegen diesen Be-
scheid Widerspruch einzulegen. Die 
Klageerhebung in elektronischer 
Form (z. B. durch E-Mail) ist unzu-
lässig. Kraft Bundesrechts ist bei 
Rechtsschutzanträgen zum Verwal-
tungsgericht seit 1. Juli 2004 grund-
sätzlich ein Gebührenvorschuss zu 
entrichten.
Die Akten des Baugenehmigungs-
verfahrens können in der Bauauf-
sicht, Hirschenstraße 2, Zimmer 
133, eingesehen werden.

Vollzug des Bundes-Immissi-
onsschutzgesetzes (BImSchG) 
und des Gesetzes über die Um-
weltver träglichkeitsprüfung 
(UVPG);
Zwei Anträge auf Erteilung einer 
Genehmigung nach § 16 BImSchG 
zur wesentlichen Änderung der An-
lage im Anwesen Kronacher Straße 
63, 90765 Fürth.
Die Firma SGHG Stadeln Geneh-
migungshaltergesellschaft mbH be-
treibt im Anwesen Kronacher Straße 
63, 90765 Fürth, eine immissions-
schutzrechtlich genehmigungsbe-
dürftige Anlage zur Herstellung, 
Bearbeitung oder Verarbeitung von 
explosionsgefährlichen oder explo-
sionsfähigen Stoffen im Sinne des 
Sprengstoffgesetzes. Nun beabsich-
tigt die Firma SGHG Stadeln Ge-
nehmigungshaltergesellschaft die 
Änderung des Gebäudes 78 –Nut-
zungsänderung und Erhöhung der 
Belegungsmengen– und die Ände-
rung der Gebäude 80, 86, 87, 129, 
130, 152 und 153 –Nutzungsände-
rung auf Grund der Umgruppierung 
wasserfeuchter (nasser) Anzündsät-
ze von Gefahrgruppe 1.1 in Gefahr-
gruppe 1.3 für verschiedene Tätig-
keiten–. Die beiden Vorhaben be-
dürfen jeweils einer Genehmigung 
nach § 16 BImSchG i.V.m. Nr. 10.1 
Spalte 1 des Anhangs zur Vierten 
Verordnung zur Durchführung des 
BImSchG (Verordnung über geneh-
migungsbedürftige Anlagen – 4. 
BImSchV –).
Im Rahmen der jeweils erforderli-
chen allgemeinen Vorprüfung des 

Einzelfalles nach §§ 3 a, 3 c und 3 
e UVPG in Verbindung mit Nr. 10.1 
der Anlage 1 zum UVPG wurde 
durch die Stadt Fürth – Ordnungs-
amt – festgestellt, dass die beiden 
Vorhaben nicht der Durchführung 
einer integrierten Umweltverträg-
lichkeitsprüfung bedürfen.
Die Unterlagen über die beiden Vor-
prüfungen des Einzelfalles kön-
nen bei der Stadt Fürth – Ordnungs-
amt, Schwabacher Straße 170, 90763 
Fürth, Zimmer 330, während der all-
gemeinen Öffnungszeiten oder nach 
telefonischer Anmeldung (Telefon 
974-14 91) – eingesehen werden.
Die Feststellungen werden hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. Sie sind 
gemäß § 3 a Satz 3 UVPG nicht selb-
ständig anfechtbar.
Fürth, 25. Mai 2009, Stadt Fürth
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung 
einer Baugenehmigung gemäß 
Art. 66 Abs. 2 Satz 4 der Bayer. 
Bauordnung (BayBO)
Vorhaben: Erweiterung der Außen-
gastronomie.
Grundstück: Coubertinstraße 9–11, 
Gemarkung Dambach, Flur-Nr. 
166/34.
Antragsteller und Bauherr: Turn-
verein Fürth 1860, Verein für Lei-
besübungen e. V., Coubertinstraße 
9–11, 90768 Fürth.
Widerrufliche Baugenehmigung 
nach Art. 68 BayBO
Wir haben Ihren Antrag geprüft und 
erteilen gemäß Art.  68 der Bayer. 
Bauordnung (BayBO) die Bauge-
nehmigung für o. g. Vorhaben.
Das Bauvorhaben wird nach §  36 
Ve r wa l t u ngsve r fa h r en sgese t z 
(VwVfG) widerruflich genehmigt. 
Widerruf
Der Widerruf ist zu erwarten, wenn 
offensichtliche Missstände im Zu-
ge des Außengastronomiebetriebes 
auftreten, insbesondere die Schlie-
ßung der Freischankfläche um 22 
Uhr (Beginn der Nachtzeit) ver-
säumt wird. Auf die Einhaltung der 
Auflagen A170 und A171 wird hin-
gewiesen.
Die Baugenehmigung bedarf gemäß 
Art. 68 Abs. 2 Satz 2 BayBO daher 
keiner Begründung.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann in-
nerhalb eines Monats nach sei-
ner Bekanntgabe Klage beim Bay-
er. Verwaltungsgericht Ans-
bach, Postanschrift: Postfach  6  16, 
91511 Ansbach, Hausanschrift: Pro-

menade 24, 91522 Ansbach schrift-
lich oder zur Niederschrift des Ur-
kundsbeamten der Geschäftsstel-
le dieses Gerichtes erhoben werden. 
Die Klage muss den Kläger, die Be-
klagte (STADT FÜRTH) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens 
bezeichnen und soll einen bestimm-
ten Antrag enthalten. Die zur Be-
gründung dienenden Tatsachen und 
Beweismittel sollen angegeben, der 
angefochtene Bescheid soll in Ur-
schrift oder in Abschrift beige-
fügt werden. Der Klage und allen 
Schriftsätzen sollen vier Abschrif-
ten für die übrigen Beteiligten bei-
gefügt werden.
Hinweis zum Klageverfahren
Eine Klage eines Dritten (Nach-
bar) gegen diesen Bescheid hat kei-
ne aufschiebende Wirkung (§  212a 
Abs. 1 Baugesetzbuch − BauGB −). 
Möglich ist ein Antrag zum Ver-
waltungsgericht Ansbach, die auf-
schiebende Wirkung der Klage wie-
der herzustellen (§§ 80a i. V. m. 80 
Abs.  5 Verwaltungsgerichtsordnung 
− VwGO −).
Hinweis zur Rechtsbehelfsbeleh-
rung
Durch das Gesetz zur Änderung des 
Gesetzes zur Ausführung der Ver-
waltungsgerichtsordnung vom 21. 
Juni 2007 wurde das Widerspruchs-
verfahren im Bereich des öffentli-
chen Baurechts und des Denkmal-
schutzrechts abgeschafft. Es besteht 
keine Möglichkeit, gegen diesen Be-
scheid Widerspruch einzulegen. Die 
Klageerhebung in elektronischer 
Form (z.  B. durch E-Mail) ist un-
zulässig. Kraft Bundesrechts ist bei 
Rechtsschutzanträgen zum Verwal-
tungsgericht seit 1. Juli 2004 grund-
sätzlich ein Gebührenvorschuss zu 
entrichten.
Die Akten des Baugenehmigungs-
verfahrens können in der Bauauf-
sicht, Hirschenstraße 2, Zimmer 
133, eingesehen werden.

Wasserrahmenrichtlinie – Öf-
fentlichkeitsbeteiligung
Mit der Wasserrahmenrichtlinie 
(WRRL) haben sich die EU-Staaten 
verpflichtet, Flüsse, Seen und das 
Grundwasser gemeinsam auf einem 
hohen Niveau zu schützen. Grund-
sätzliches Ziel ist das Erreichen ei-
nes guten Zustands aller Gewässer, 
in ökologischer, quantitativer und 
chemischer Hinsicht, bis 2015.
Für den Freistaat Bayern wurde ei-
ne Bestandsaufnahme durchgeführt 
und darauf basierend ein sogenann-

ter Bewirtschaftungsplan erstellt, 
der bis 2015 und darüber hinaus 
reicht.
Auch im Großraum Nürnberg stellen 
weitere Verbesserungen der Qualität 
der Fließgewässer und des Grund-
wassers den Schwerpunkt der Be-
mühungen dar.
Die Umweltkonferenz der Städ-
teachse (UKS) ließ sich am 20. Mai 
2009 durch das Wasserwirtschaft-
samt Nürnberg über den aktuellen 
Stand des Bewirtschaftungsplans für 
den Bereich der Städte Ansbach, Er-
langen, Fürth, Nürnberg und Schwa-
bach informieren. Ausdrücklich 
weisen die Mitglieder der Umwelt-
konferenz der Städteachse darauf 
hin, dass bis zum 30. Juni 2009 die 
Anhörung zu den Entwürfen des Be-
wirtschaftungsplans durch das Bay-
erische Staatsministerium für Um-
welt und Gesundheit stattfindet. Das 
Verfahren ist öffentlich, das heißt, 
jede juristische oder private Person 
kann hierzu Stellungnahmen abge-
ben. 
Die Unterlagen sind im Internet unter 
www.wasserrahmenrichtlinie.bay-
ern.de/beteiligung_oeffentlichkeit/a
nhoerungsverfahren/phase3/donau_
rhein/index.htm zu finden. Eine 
Stellungnahme kann über das dort 
vorbereitete Online-Formular abge-
geben, aber auch formlos an die Re-
gierung von Mittelfranken gerichtet 
werden.

Bebauungsplan Nummer 260 b 
„Eckart Plaza“ für das Gebiet 
zwischen Schwabacher Straße, 
Flößaustraße, Neumannstraße 
und Kaiserstraße in der Gemar-
kung Fürth erlangt Rechtskraft
Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 
20. Mai 2009 den Bebauungsplan 
Nummer 260 b „Eckart-Plaza“ für 
das Gebiet zwischen Schwabacher 
Straße, Flößaustraße, Neumannstra-
ße und Kaiserstraße, Gemarkung 
Fürth gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als 
Satzung beschlossen (Satzungsbe-
schluss).
Mit ortsüblicher Bekanntmachung 
gem. § 10 Abs. 3 BauGB in der 
StadtZeitung (offizielles Amts-
blatt der Stadt Fürth) tritt der Bebau-
ungsplan Nummer 260 b „Eckart-
Plaza“ in Kraft.
Der Plan mit Begründung kann wäh-
rend der allgemeinen Dienststunden 
im Technischen Rathaus, Hirschen-
straße 2, im Stadtplanungsamt, II. 
Stock (Ebene 2.2), Zimmer 254, ein-
gesehen und über deren Inhalt Aus-



Fürther Amtsblatt  [Nr. 11]  10. Juni 2009	 [ Seite 29 ]

kunft verlangt werden.
Eine etwaige Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften wird 
gem. § 215 BauGB unbeachtlich, 
wenn es sich um
•  �eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 

1 bis 3 beachtliche Verletzung der 
dort bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften,

•  �eine unter Berücksichtigung des § 
214 Abs. 2 beachtliche Verletzung 
der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplans oder

•  �nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beacht-
liche Mängel des Abwägungsvor-
gangs

handelt und wenn sie nicht inner-
halb eines Jahres seit Bekanntma-
chung der Satzung schriftlich gegen-
über der Stadt Fürth, Stadtplanungs-
amt, geltend gemacht worden ist. 
Der Sachverhalt, der die Verletzung 
oder den Mangel begründen soll, ist 
darzulegen. 
Etwaige Entschädigungen werden 
durch die §§ 39 ff. BauGB geregelt. 
Gemäß § 44 BauGB kann ein Ent-
schädigungsberechtigter Entschädi-
gung verlangen, wenn die in den §§ 
39 bis 42 BauGB bezeichneten Ver-
mögensnachteile eingetreten sind. 
Die Fälligkeit des Anspruches kann 
dadurch herbeigeführt werden, dass 
die Leistung der Entschädigung 
schriftlich bei der Stadt Fürth be-
antragt wird. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht inner-
halb von drei Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die Vermö-
gensnachteile eingetreten sind, die 
Fälligkeit des Anspruches herbeige-
führt wird.
Fürth, 29. Mai 2009, STADT FÜRTH
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
und Bayerisches Wassergesetz 
(BayWG)
Einleiten von Mischwasser aus 
dem Regenüberlaufbecken Burg-
farrnbach und von Niederschlags-
wasser aus Trennkanälen des 
Hauptentwässerungsgebiets 2 in 
den Farrnbach (Gewässer II. Ord-
nung)
Mit Bescheid der Stadt Fürth – Ord-
nungsamt – vom 27. Mai 2009, Az. 
III/OA/U-NW-3, wurde dem Stadt-
entwässerungsbetrieb Fürth die be-
antragte gehobene Erlaubnis nach 
§  7 WHG i. V. m. Art. 16 BayWG 
für das Einleiten von Mischwas-
ser aus dem Regenüberlaufbecken 
Burgfarrnbach und von Nieder-
schlagswasser aus Trennkanälen des 

Kleinanzeigencoupon

❑  Gewerbliche Kleinanzeige
Gewerbliche Kleinanzeigen haben keinen priva­
ten oder Gelegenheitscharakter. Hierzu gehören 
z.B. auch Dienstleistungsangebote von privat.
›› bis 4 Zeilen   ››  12,00 €
 jede weitere Zeile  ››  2,50 €
›› Buchung per Fax (0911/766 714 41) oder 
 E-mail: fsz@designdepartment.de
›› Zahlart: per Bankeinzug
›› alle Preise zzgl. 19% MwSt.

❑  Private Kleinanzeige
Als private Kleinanzeige gelten Anzeigen mit 
ausschließlich privatem oder Gelegen heits­
charakter. Im Zweifelsfall entscheidet die An­
zeigen verwaltung über die Einschätzung der 
Anzeigen texte. 
›› bis 4 Zeilen   ›› 5,50 €
 jede weitere Zeile  ››  2,00 €
›› Buchung per Fax (0911/78 72 503) oder 
 E-mail: fsz@designdepartment.de
›› Zahlart: per Bankeinzug oder Barzahlung

Anzeigentext (eine Zeile kann ca. 30 Zeichen enthalten und entspricht in etwa einer Druckzeile):

Nachfolgender Anzeigentext soll in die angekreuzte(n) Rubrik(en) eingestellt werden:
❑ Stellenmarkt biete/suche   ❑  Immobilien biete/suche   ❑  Vermietungen biete/suche   ❑  Kaufe & 

Verkaufe   ❑  Gesundheit & Wellness   ❑  Unterricht   ❑  Verschiedenes   ❑  Geschäftsempfehlung

Erscheinungsweise:    
❑  einmalig   ❑  mehrmals (Anzahl eintragen)   Ausgabe-Nr._______________________________
❑  12 Anzeigen unverändert >>   5 % Rabatt                 ❑  bis auf weiteres

❑  24 Anzeigen unverändert >> 10 % Rabatt                 ❑  jede Ausgabe     ❑  jede 2. Ausgabe

Firma Name

Straße HausNr.

PLZ Ort

Telefon Fax

Email

Konto­Nr. BLZ

Bank

Datum Unterschrift
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Hauptentwässerungsgebiets 2 in den 
Farrnbach (Gewässer II. Ordnung) 
erteilt. Der Bescheid liegt gem. Art. 
83 Abs. 2 BayWG i. V. m. Art. 74 
Abs. 4 Bayer. Verwaltungsverfah-
rensgesetz (BayVwVfG) vom 18. Ju-
ni bis 2. Juli 2009 bei der Stadt 
Fürth – Ordnungsamt –, Ämter-
gebäude Süd, Schwabacher Straße 
170, Zimmer 323 zur Einsichtnah-
me aus. Die Rechtsbehelfsbelehrung 
liegt dem Bescheid bei.
Der Bescheid wurde dem Träger des 
Vorhabens zugestellt.
Mit Ende der Auslegungsfrist gilt er 
auch gegenüber den Betroffenen als 
zugestellt.
Fürth, 29. Mai 2009, STADT FÜRTH
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
und Bayerisches Wassergesetz 
(BayWG)
Planfeststellungsverfahren für 
den Betrieb der Hauptkläranla-
ge Fürth und gehobene Erlaub-
nis für das Einleiten von Abwasser 
aus der Hauptkläranlage Fürth in 
die Regnitz
Mit Bescheid der Stadt Fürth – Ord-
nungsamt – vom 20. Mai 2009, Az. 
III/OA/U-NW-2-Ha, wurde der Plan 
des Stadtentwässerungsbetriebs 
Fürth nach § 18 c WHG und Art. 41 
i BayWG für den Betrieb der beste-
henden Hauptkläranlage Fürth auf 
dem Grundstück Fl.-Nr. 281 Gemar-
kung Ronhof festgestellt.
Mit gleichem Bescheid wurde dem 
Stadtentwässerungsbetrieb Fürth 
die beantragte gehobene Erlaubnis 
nach §  7 WHG in Verbindung mit 
Art. 16 BayWG für das Einleiten von 
Abwasser aus der Hauptkläranlage 
Fürth in die Regnitz erteilt.
Der Bescheid liegt gemäß Art. 83 
Abs. 2 BayWG in Verbindung mit 
Art. 74 Abs. 4 Bayer. Verwaltungs-
verfahrensgesetz (BayVwVfG) vom 
18. Juni bis 2. Juli 2009 bei der 
Stadt Fürth – Ordnungsamt –, 
Ämtergebäude Süd, Schwabacher 
Straße 170, Zimmer 323 zur Ein-
sichtnahme aus. Die Rechtsbehelfs-
belehrung liegt dem Bescheid bei.
Der Bescheid wurde dem Träger des 
Vorhabens und denjenigen, über de-
ren Einwendungen entschieden wor-
den ist, zugestellt.
Mit dem Ende der Auslegungsfrist 
gilt er auch gegenüber den Betroffe-
nen als zugestellt.
Fürth, 29. Mai 2009, STADT FÜRTH
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister

Öffentliche  
Ausschreibungen

Öffentliche Ausschreibung 
1. Auftraggeber: Klinikum Fürth, Ja-
kob-Henle-Straße 1, 90766 Fürth, Te-
lefon 75 80-10 02, Fax 75 80-10 09.
2.a) Gewähltes Vergabeverfahren: 
Öffentliche Ausschreibung, VOB/A.
2.b) Art des Auftrags: Bauvertrag.
3.a) Ort der Ausführung: Siehe 1.
3.b) Art und Umfang der Leistung: 
Klinikum Fürth, Anbau Zentralküche.
Auftragsgegenstand 1: LV 102-120 
Fenster und Außentüren; ca. 2 St. Alu-
minium-Fensterbänder zus. ca. 55 m², 
ca. 4 St. Aluminium-Außentüren zus. 
ca. 10 m².
Auftragsgegenstand 2: LV 103-130 
Dachabdichtung; EPDM-Abdichtung 
mit Gefälledämmung ca. 1020 m², At-
tika ca. 135 m.
Auftragsgegenstand 3: LV 105-150 
Putzarbeiten; WDVS ca. 490 m², In-
nenputz (überwiegend MGII). ca. 
2600 m².
Auftragsgegenstand 4: LV 200-230 
Elektrotechnik; Unterverteiler Küche, 
Energieoptimierungsanlage, Küchen-
leitsystem, Umbauarbeiten an beste-
hender GHVT, Hauptzuleitungskabel 
ca. 300m, Kabel und Leitungen Stark-
strom ca. 24 000 m; Kabel und Leitun-
gen Schwachstromkabel, MSR  ca. 
14 000 m, Blitzschutzanlage, Innen-
leuchten ca. 200 St., Installationsgerä-
te ca. 430 St., Kabelkanäle und Kabel-
trassen, Überspannungsschutz, Baube-
leuchtung, Demontagearbeiten.
Auftragsgegenstand 5: LV 202-220 
Heizungs- und Sanitärtechnik; Hei-
zungs-, Dampf- und Kondensatnetzer-
weiterung (DN20 bis DN100) zus. ca. 
230 m, ca. 8 St. Kondensatabscheider-
Baugruppen, Trinkwasserinstallation 
Edelstahl (DN15 bis DN40) zus. ca. 
1290 m, Abwasserinstallation Spezial-
Gussrohr und Kunststoffrohr (DN40 
bis DN200) zus. ca. 690 m, Sanitärob-
jekte ca. 14 St., Enthärtungsanlage ca. 
1 St., Umkehrosmoseanlage ca. 1 St., 
Abwasserwärmerückgewinnungsan-
lage ca. 1 St., Edelstahl-Bodeneinläu-
fe und -rinnen mit Einlaufkörpern ca. 
20 St., Fettabscheider NS10 ca. 2 St.De-
montagearbeiten.
Auftragsgegenstand 6: LV 204-250 
Kältetechnik und Kühlraumbau; 1 St. 
Pluskühlung-Verbundanlage mit Eis-
breierzeuger zur Kühlung von ca. 6 St. 
Kühlräumen 1 St. Schnellkühler und 
1 St. Rückkühlkessel, 1 St. TK-Ver-
bundanlage zur Versorgung von 3 St. 
Tiefkühlräumen, 1 St. Wärmerück-
gewinnung, 1 St. Schnellkühler, 1 St. 

Rückkühlkessel 150 l, ca. 5 St. Luft-
schleieranlagen, Demontagearbeiten, 
Kühlraumbau in konventioneller Bau-
weise.
Auftragsgegenstand 7: LV 110-340 
Schreinerarbeiten; ca. 23 St. Nass-
raum-Objekttüren mit Edelstahlzar-
gen davon ca. 5 St. Brandschutztüren 
und ca. 2 Doppeltüren, ca. 450 m PE-
Rammschutz.
3.c) Aufteilung in Lose: Nein.
3.d) Erbringung von Planleistungen: 
Keine.
4. Ausführungsfristen: LV102-120, 
31. August bis 14. Dezember 2009; 
LV103-130, 7. bis 25. September 2009; 
LV105-150, 21. September bis 16. Ok-
tober 2009; LV200-230, 10. August 
bis 16. Dezember 2009; LV202-220, 
10. August 2009 bis 9. Februar 2010; 
LV204-250, 17. August bis 22. Dezem-
ber 2009; LV110-340, 14. September 
2009 bis 12. Februar 2010.
5.a) Anforderung der schriftlichen 
Unterlagen: Stadt Fürth, Submissions-
stelle, Hirschenstraße 2, 90762 Fürth, 
Telefon 974-31 06, Fax 974-31 08. Ab-
holung/Versendung LV 102-120, LV 
103-130 und LV 105-150 ab dem 2. Ju-
ni 2009; LV 200-230 und 202-220 ab 
dem 15. Juni 2009, LV 204-250 und LV 
110-340 ab dem 22. Juni 2009.
5.b) Kosten: LV 102-120 20 Euro; LV 
103-130, 20 Euro; LV 105-150, 25 Eu-
ro; LV 200-230, 50 Euro; LV 202-220, 
50 Euro; LV 204-250, 40 Euro; LV 
110-340, 25 Euro. Zahlung: Bei An-
forderung ist ein Nachweis der Ein-
zahlung auf das Konto der Sparkas-
se Fürth (BLZ 762 500 00), Konto 18, 
Kennwort: Klinikum Fürth, Küche - 
LV102-120 bzw. - LV 103-130 bzw. - 
LV 105-150 bzw. - LV 200-230 bzw. - 
LV 202-220 bzw. - LV 204-250 bzw. - 
LV 110-340 zu erbringen. Der Betrag 
wird nicht zurückerstattet.
6.a) Schlusstermin für Angebotsein-
gang: Siehe 7.b).
6.b) Anschrift für die Einreichung 
der Angebote: Siehe 5a).
6.c) Sprache: Deutsch.
7.a) Zur Angebotseröffnung zugelas-
sene Personen: Bieter und deren Be-
vollmächtigte.
7.b) Angebotseröffnung: LV102-120: 
23. Juni 2009, 14 Uhr; LV103-130: 23. 
Juni 2009, 14.15 Uhr; LV105-150: 23. 
Juni 2009, 14.30 Uhr; LV200-230: 8. 
Juli 2009, 14 Uhr; LV202-220: 8. Ju-
li 2009, 14.15 Uhr; LV204-250: 14. Ju-
li 2009, 14 Uhr; LV110-340: 14. Juli 
2009, 14.15 Uhr; Ort: Siehe 5a).
8. Geforderte Sicherheiten: Ver-
tragserfüllungsbürgschaft in Höhe von 
5 von Hundert der Auftragssumme, 

Mängelansprüche-Bürgschaft in Höhe 
von 3 von Hundert der Brutto-Abrech-
nungssumme.
9. Wesentliche Zahlungsbedingun-
gen: Gem. VOB/B.
10. Rechtsform von Bietergemein-
schaften: Gesamtschuldnerisch haf-
tend mit bevollmächtigtem Vertreter.
11. Geforderte Eignungsnachwei-
se: Nachweis nach § 8 Nr. 3 a) bis g) 
VOB/A auf Anforderung.
12. Ablauf der Zuschlags- u. Binde-
frist: 30 Tage nach Eröffnungstermin.
13. Zuschlagskriterien: Gem. VOB/ 
A § 25.
14. Änderungsvorschläge und Ne-
benangebote: Sind nur in Verbindung 
mit einem wertbaren Hauptangebot zu-
gelassen. Nebenangebote und Alterna-
tivvorschläge sind zwingend bereits 
mit Abgabe des Angebotes erschöp-
fend und vollständig zu beschreiben. 
Nicht eindeutige Unterlagen werden 
von der Wertung ausgeschlossen.
15. Sonstige Angaben: Auskünfte zu 
technischen Inhalten: Klinikum Fürth, 
Technik, Telefon 75 80-49 00 oder 
-49 40, Fax 75 80-49 09; Nachprüfstel-
le: VOB-Stelle der Regierung von Mit-
telfranken.

Öffentliche Ausschreibung
Art und Umfang der Leistung
Der Stadtentwässerungsbetrieb der 
Stadt Fürth führt eine Öffentliche Aus-
schreibung nach VOB/A für die Moder-
nisierung der BHKW-Anlage durch. 
Weitere Angaben sind der Internet-
seite der Stadt Fürth www.fuerth.de 
unter Fürther Rathaus/Ausschreibun-
gen zu entnehmen.

Offenes Verfahren
Öffentlicher Auftraggeber (Verga-
bestelle): Stadt Fürth, Baureferat, Hir-
schenstraße 2, 90762 Fürth, Telefon 
974-31 06, Fax 974-31 08, E-Mail: sub-
mission@fuerth.de, Internet: www.fu-
erth.de.
Den Volltext der Bekanntmachung
(en) finden Sie ausschließlich im Inter-
net auf der Seite www.fuerth.de unter 
Fürther Rathaus/Ausschreibungen.
Ausführung von Bauleistungen
Vergabeverfahren: Offenes Verfah-
ren nach VOB. 
Maßnahme: Käthe-Brand-Straße, Er-
schließung Golfpark BA V.
Art der Leistung: Straßenbauarbeiten.
Ort der Ausführung: Käthe-Brand-
Straße, 90766 Fürth.
Voraussichtliche Ausführungszeit: 14. 
September 2009 bis 18. Dezember 2009.
Angebotseröffnung: 2. Juli 2009, 14 
Uhr.� n
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